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Bezirksregierung Düsseldorf

Bezirksregierung Dllsseldorf Postfach 300865, 40408 Düsseldorf

Oberbürgermeister
42269 Wuppertal

Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung ge-
mäß § 3rt Abs. 'l Landesplanungsgesetz (LPIG) des Landes Nord-
rhein -Westfalen
90. Flächennutzungsplanänderung der Stadt Wuppertal -
Einrichtungshaus Dreigrenzen-

lhr Schreiben vom 28.07.201 4

Gegen die von lhnen gemäß § 34 Abs. 1 LPIG vorgelegte o. g. Flächen-
nutzungsplanänderung bestehen grundsätzlich keine landesplaneri-
schen Bedenken.

Mit der Anderung des Flächennutzungsplanes beabsichtigen Sie die
Darstellung eines Sondergebiets mit der Zweckbestimmung ,,Großflä-
chiger Einzelhandel -Einrichtungshaus-". Die Maßnahme soll die An-
siedlung eines Möbelhauses mit einer Verkaufsfläche von 25.500 m2

ermöglichen. Parallel zur Anderung des Flächennutzungsplans betrei-
ben Sie die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 1202.

Die landesplanerischen Ziele zur Ansiedlung großflächiger Einzelhan-
delsbetriebe ergeben sich aus dem Landesentwicklungsplan Nordrhein-
Westfalen- Sachlicher Teilplan Großftächiger Einzethandel (im Weite-
ren: LEP NRW *EH).

Getnäß Ziel 1 LEP NRW -EH dürfen Gebiete für großftächige Einzet-
handelsbetriebe im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO nur in regionalpla-
nerisch festgelegten Allgemeinen Siedlungsbereichen (ASB) dargestellt
werden. Diese Voraussetzung ist hier erfüllt.

Ziel 3 LEP NRW-EH bestimmt, dass durch die Darstellung von Kern-
und Sondergebleten für Vorhaben i. S. v. § 11 Abs. 3 BauNVO zentrale
Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht wesenflich beeinkächtigt
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werden dürfen. Dieses Ziel stellt auf mögliche Auswirkungen zentrenre- seite 2 von 4

levanter Sortimente ab, unabhängig davon, ob Sie das Kern- oder das
Randsortiment darstellen. Die Fesflegung ist somit auch für das hier in
Rede stehende Vorhaben einschlägig. lnsoweit sind die Erläuterungen
in der Begründung zur FNP-Anderung korrekturbedürftig. Ein Nachweis
hinsichtlich der Beachtung des Beeinträchtigungsverbots ist erforderlich
und durch die derzeit noch in Erarbeitung befindliche Auswirkungsana-
lyse noch zu belegen.

Darüber hinaus ist Grundsatz 4 LEp NRW-EH zu berücksichtigen, wo_
nach bei der Darstellung von Kern- und Sondergebieten für Vorhaben i.
S u. § t 1 Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten
der zu eruartende Gesamtumsatz der durch die jeweilige Festsetzung
ermöglichten Einzelhandelsnutzungen die Kaufkraft der Einwohner der
jeweiligen Gemeinde für die geplanten Sortimentsgruppen nicht über
schreiten soll. lnwieweit diesen Vorgaben Rechnung getragen wird,
lässt sich erst nach Vorlage des in Erarbeitung befindlichen Einzelhan-
delsgutachtens beurteilen, das sich mit diesen Aspekten auseinander-
setzen sollte.

Gemäß Ziel 5 LEP NRW -EH dürfen Sondergebiete für Vorhaben im
Sinne des § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung mit nicht zentrenrele-
vantem Kernsortiment auch außerhalb von zentralen Versorgungsberei-
chen dargestellt und festgesetzt werden, wenn der Umfang der zentren-
relevanten Randsortimente maximal jO % der Verkaufsfläche beträgt.
Sie begrenzen im Flächennutzungsplan die maximale Verkaufsfläche
auf 25.500 m2, davon maximal 2.500 m2 für zentren- undioder nahver-
sorgungsrelevante Randsortimente. Den Anforderungen des Ziels S ist
damit zunächst formal Rechnung getragen. ln den Erläuterungen geben
Sie jedoch an, noch vor Abschluss des planverfahrens ein kommunales
Einzelhandelskonzept einschließlich kommunaler Sortimentsliste auf_
stellen zu wollen. Eine abschließende landesplanerische Beurteilung ist
daher erst in Kenntnis der zum Zeitpunkt der Vorlage nach s 34 Abs. s
LPIG geltenden Sortimentsliste möglich.

Dies gilt auch hinsichtlich der Berücksichtigung von Grundsatz 6 LEp
NRW-EH, der für ein derartiges Sondergebiet eine absolute Begrenzung
der zentrenrelevanten Randsortimente auf 2.500 m2 vorsieht.

lnsoweit lassen sich zum jetzigen Zeitpunkt die raumordnerischen Vor_
gaben des LEP-EH NRW in Bezug auf die Ziele g und 5 sowie den
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Grundsätzen 4 und 6 noch nicht abschließend landesplanerisch bewer_ seite 3 von 4

ten.

lm Hinblick auf das spätere Genehmigungsverfahren weise ich zudem
auf folgende Aspekte hin:

lm Rahmen der 49. Flächenn utzu ngsplanänderung haben Sie ein Ver-
kehrsgutachten für den Standort Dreigrenzen vorgelegt, zu dem ich in
meiner Verfügung vom 16.10.2019 Ausführungen hinsichtlich der Be-
rücksichtigung der verkehrlichen Belange in der Abwägung gemacht
habe. lnwieweit durch die 90. Flächennutzungsplanänderung, die an
diesem Standort nun die Ansiedlung eines Einrlchtungshauses ohne
angeschlossenen Homepark vorsleht, meine Bedenken ausgeräumt
werden können, lässt sich anhand der vorliegenden Unterlagen noch
nicht beurteilen. lnsbesondere sind eine Aktuarisierung des Verkehrs-
gutachtens sowie Angaben zur voraussichflichen Verkehrsberastung
erforderlich.

Eine kleine Teilfläche am Südrand des plangebietes ist bisher im FNp
als Wald dargestellt und liegt im Landschaftsschutzgebiet ,,Kämper_
busch und oberes Erlenroder Bachtal,'. Hier ist eine Begründung erfor_
derlich, warum die lnanspruchnahme von Waldflächen im Landschafts_
schutzgebiet zwingend und unvermeidbar ist (Alternativenprüfung).

Zudem sind lt. LINFOS geschützte Biotope (cB 4609-0135) auf der Ftä-
che vorhanden. Der Umgang damit muss erläutert werden.

Die vorgelegten Unterlagen enthalten keinerlei Aussagen zum Arten_
schutz. zur abschrießenden tseurteiiung isi ein umwertbericht inci. ar-
tenschutzrechtlicher Prüfung erforderrich, der aile mit dem Vorhaben
verbundenen rerevanten Umwertauswirkungen und Konfrikte ermittert,
beschreibt und sachgerecht bewertet sowie Vermeidungs_, Minderungs_
und Ausgleichsmaß nah men darstellt.

Die grundsätzlichen Aussagen zur (baurechilichen) Eingriffsregelung
sind im Weiteren auf der Bebauungsplanebene zu verdichten.

Hinsichtlich des Verfahrens zur Aufsteilung des Bebauungsprans 1202
gebe ich folgende Empfehlung:

Der Planbereich liegt innerhalb des Luftreinhalteplangebiets ,,Luftreinhal-
teplan Wuppertal 2013" , jedoch außerhalb der ausgewiesenen Umwelt_
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zone 1 und 2. Die Luftreinhaltepläne im Regierungsbezirk Düsseldorf seite 4 von 4

sind auf der Homepage der Bezirksregierung Düsseldorf unter

haltepl ne.html abrufbar.

Zur Verbesserung der Luftquarität sind im Luftreinhartepran Maßnahmen
der Luftreinhalteplanung aufgeführt. lch rege daher an im Bauleitplan_
verfahren die Luftreinhalteplanung zu thematisieren und zu prüfen, ob
aus dem Maßnahmenkatalog -bezogen auf das planvorhaben_ Maß-
nahmen mit eingebunden und umgesetzt werden können.

Für lhre weitere Pranung empfehre ich die Luftschadstoffberastungen im
Plangebiet näher zu betrachten. Aufgrund der zu erwartenden Belas-
tungszuwächse im Verkehr rege ich an, die Gegebenheiten in Bezug auf
eine künftige Verschtechterung der Luftqualität hinsichflich pM .lO bzw.
NOx durch ein Luftschadstoffgutachten ermitteln zu lassen und die Er_
gebnisse des Gutachtens bei rhren weiteren pranungen zu berücksichti-
gen.

Die Betrachtung und Beurteilung der Lärmimmissionen erfolgt im Rah-
men der Zuständigkeit durch die untere rmmissionsschutzbehörde der
Stadt Wuppertal.

Mit freundlichen Grüßen

lm Auftrag

fr.4-: ,t(--;
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